
Kontrollpflicht

In der Leserzuschrift wird die Be-
rufsgenossenschaft der Feinmecha-
nik und Elektrotechnik (BGFE)
angesprochen und aufgefordert,
„ ... sich als übergeordnetes Kon-
trollorgan zu diesen Praktiken zu
äußern ... und den Installationsfir-
men kritisch über die Schultern zu
schauen“.
Um es vorweg zu sagen: Dies ist im
gewerblichen Bereich durchaus
möglich, im privaten Bereich je-
doch im Allgemeinen nicht. 
Diese Feststellung findet ihre Be-
gründung in den gesetzlichen Rege-
lungen. Im Sozialgesetzbuch VII
(SGB VII) heißt es u. a. in § 17 (1):
„Die Unfallversicherungsträger
haben die Durchführung der Maß-
nahmen zur Verhütung von Ar-
beitsunfällen, Berufskrankheiten,
arbeitsbedingten Gesundheitsge-
fahren und für eine wirksame Erste
Hilfe in den Unternehmen zu über-
wachen sowie die Unternehmer
und die Versicherten zu beraten“.
Hier wird ausdrücklich vom
Unternehmer, d. h. dem Inhaber
eines Betriebes und den Versi-
cherten (den Mitarbeitern in
einem Betrieb), gesprochen.
In der Praxis bedeutet dies, dass im
Rahmen der Verhütung von Ar-
beitsunfällen eine mangelhafte
Elektroinstallation im Mitgliedsbe-
trieb einer BG beanstandet und bei
Gefahr im Verzug sogar deren Be-
nutzung untersagt werden kann.
Andererseits kann auch den Mit-
arbeitern eines Unternehmens die
Verwendung schadhafter Betriebs-
mittel untersagt werden. 
Aber auch dann, wenn ein Versi-
cherter – mit oder ohne Zustim-
mung seines Vorgesetzten – unsi-
chere Einrichtungen herstellt, z. B.
auf Baustellen den FI-Schutzschal-
ter überbrückt oder Schutzhaube
und Spaltkeil an einer Kreissäge be-
seitigt, kann diese Tätigkeit durch
die BG untersagt werden, d. h.
praktisch durch den zuständigen
Technischen Aufsichtsbeamten.

Privater Wohnbereich

In einer Wohnung, die ausschließ-
lich zu Wohnzwecken benutzt wird,
d. h. für den privaten Bereich, fin-
den die Unfallverhütungsvorschrif-
ten als verbindliche Rechtsnormen
aufgrund der gesetzlichen Vor-
gaben keine Anwendung. Der
Wohnungsmieter ebenso wie der
Bewohner eines Eigenheimes ist als
Privatmann kein Unternehmer.
Die Familienmitglieder unterlie-
gen, von bestimmten Ausnahmen
abgesehen, nicht dem Schutz der
gesetzlichen Unfallversicherung. In
diesem Bereich gilt das Grundge-
setz in vollem Umfang. Das heißt,
es besteht praktisch keine Ein-
griffsbefugnis Außenstehender,
also auch nicht der BG. Eingriffs-
befugnis besteht nur, wenn ein
Richter eine Durchsuchung aus
akutem Anlass anordnet oder an-
dere in Artikel 13 des Grundge-
setzes aufgeführte Ausnahmen gel-
ten.
Die Technischen Aufsichtsbeam-
ten der BG führen zwar Baustel-
lenbesichtigungen auch im Be-
reich des Wohnungsbaus sowie bei
Umbau- und Renovierungsarbei-
ten durch. Dies jedoch in erster
Linie, um die Sicherheit der bei
der BG versicherten Mitarbeiter
der Bau- und Installationsbetriebe
zu überwachen und, sofern erfor-
derlich, die notwendigen Auflagen
zur Beseitigung vorgefundener
Mängel in Bezug auf Ausrüstung
und Arbeitsverfahren zu erteilen.
Fehlerhafte Elektroinstallationen
in Wohngebäuden werden bei die-
sen Tätigkeiten jedoch allenfalls
rein zufällig entdeckt, geht man
doch davon aus, dass die Elektro-
fachkräfte, z. B. aus dem Bereich
des Handwerks, einwandfreie
Arbeit verrichten. 
Auflagen können nur insoweit er-
teilt werden, als sich die Beschäf-
tigten eines Installationsbetriebes
durch mangelhafte Ausführung
der Arbeit oder unzureichende Si-
cherheitsvorkehrungen selbst ge-
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Die Feststellungen des Lesers L. K. im ep 11/2000, Seite
998, zeigen die praktische Situation ungeschminkt auf.
Mit Recht wird darauf verwiesen, dass erstmalige und
Wiederholungsprüfungen, ebenso wie eine „Abnahme“
auch im privaten Bereich, durchaus sinnvoll und nützlich
erscheinen. Näher eingegangen wird auf die geforderte
Kontrolle durch die Berufsgenossenschaft.

fährden. Dies könnte z. B. der Fall
sein, wenn die Versorgung der von
den Monteuren verwendeten
elektrischen Betriebsmittel über
eine Verbraucheranlage erfolgt, in
der ein Schutzleiter ausgefallen ist
oder andere Mängel vorhanden
sind.

Gewerblicher Bereich

Anders sieht es aus, wenn in einer
Wohnung eine gewerbliche Mitbe-
nutzung erfolgt, z. B. durch Steuer-
berater, Ärzte oder andere freie
Berufe. Ein solcher „Betrieb“,
auch wenn nur zeitweise Mitar-
beiter beschäftigt sind, ist Kraft
Gesetzes Mitglied einer BG. Das
heißt, in diesem Fall gelten für ihn
die Unfallverhütungsvorschriften
in vollem Umfang, auch in Bezug
auf die elektrische Anlage. Dies
gilt übrigens auch für solche Privat-
wohnungen, in denen regelmäßig
oder auch nur zeitweise Hausper-
sonal beschäftigt wird, z. B. eine
Putzhilfe. Diese Mitarbeiter sind
beim zuständigen Gemeindeunfall-
versicherungsverband oder einer
Unfallkasse gegen Unfälle ver-
sichert. In diesem „Betrieb“ gelten
dann ebenfalls die Unfallver-
hütungsvorschriften. Der zustän-
dige Versicherungsträger kann in
solchen Fällen u. a. eine Anpas-
sung fehlerhafter Anlagen oder
Betriebsmittel an die geltenden
Vorschriften und Normen verlan-
gen.

Beratungspflicht der BG

Wenn Mitgliedsbetriebe einer BG,
und hierzu gehören auch die
Elektroinstallationsbetriebe, in
schwierigen Fällen eine fachliche

ist. In der Praxis treten jedoch so
viele Varianten dieser Situation
auf, z. B. durch unterschiedliche
Farbgebung aus „alter Zeit“, dass
manche Fachkraft, noch dazu,
wenn solche „Altinstallationen“ in
unterschiedlicher Form vorkom-
men, gelegentlich einer ergänzen-
den Beratung und Information
bedarf. Hier wird die BG auf An-
frage ihre Beratungspflicht immer
wahrnehmen, auch wenn es sich
um Anlagen in Privatwohnungen
handelt.

Fazit

Erstmalige und Wiederholungs-
prüfungen sowie eine „Abnah-
me“  erscheinen auch im privaten
Bereich durchaus als sinnvoll und
nützlich. Diese Forderung kann
dem Grundsatz nach von jedem
unterstützt werden, dem daran
gelegen ist, die Sicherheit im
Haushalt weiter zu verbessern
und vor allem die jährlich rund
100 tödlichen elektrischen Unfäl-
le in Heim und Freizeit zu ver-
mindern.
Über Einzelheiten zur Realisie-
rung dieser Tendenzen sollte von
den zuständigen Gremien bald in-
tensiv diskutiert werden, mit dem
Ziel, die letztlich entscheidenden
politischen Kräfte für eine Umset-
zung dieser Maßnahmen zu ge-
winnen.
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Beratung verlangen, so
sind die Unfallver-
sicherungsträger ver-
pflichtet, diese durch-
zuführen, um im weite-
sten Sinne die Arbeits-
sicherheit zu fördern
und den Einzelbetrieb
bei seiner Arbeit zu un-
terstützen. Hierzu kann
auch die Beratung
zählen, z. B. wie beim
Übergang von einem
TN-C- zu einem TN-S-
System, noch dazu 
bei unterschiedlichen
Querschnitten, zu ver-
fahren ist. Man sollte
zwar voraussetzen, dass
eine im Niederspan-
nungsbereich tätige
Elektrofachkraft über
diese Fragen informiert


